
Sehr geehrter Herr Bürgermeister, meine Damen und Herren, geschätzte Kolleg_innen... 
liebe Menschen...
 
-------------------------------------------------- 
 
Die Verwaltung schlägt zur nötigen Änderung von §2 der Hauptsatzung zwei „Alterna-
tiven“ vor, welche grundsätzlich ALLE Ausschussvorsitzenden von den ihnen nach §46 
der Gemeindeordnung NRW (Absatz 1 Punkt 2) zustehenden Aufwandsentschädigungen 
ausnimmt. 
 
-------------------------------------------------- 
 
Als die Landesregierung NRW im Juli 2016 das „Gesetz zur Stärkung der kommuna-
len Selbstverwaltung“ auf den Weg brachte, sprach sie im Gesetzesentwurf von der 
„landespolitischen Verpflichtung, die Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass auch in 
Zukunft die Bereitschaft der Bürgerinnen und Bürger erhalten bleibt, sich ehrenamtlich in 
der Kommunalpolitik zu engagieren und aktiv einzubringen.“ 
 
Die Gesetzesänderungen  folgten den Empfehlungen aus dem Abschlussbericht der „Eh-
renamtskommission zur Verbesserung der Rahmenbedingungen kommunaler Mandatsträ-
ger“, welche diese über zwei Jahre erarbeitet hatte – und Grundlage eines gemeinsamen 
Antrags der Fraktionen von SPD, CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP wurde. 
 
„Alternative Instrumente zu den vorgeschlagenen Maßnahmen, die eine ähnlich wirksame, 
ausgewogene und damit sachgerechte Verbesserung der Rahmenbedingungen für kom-
munale Mandatsträgerinnen und Mandatsträger sowie der kommunalen Vertretungen 
insgesamt bewirken würden, sind nicht ersichtlich.“ – Zitat aus dem Gesetzesentwurf. 
 
Eine dieser wirksamen, ausgewogenen und damit sachgerechten Verbesserung war eben 
die zusätzliche Aufwandsentschädigung für  Ausschussvorsitzende. Die sich dann in der 
Neufassung von §46 der Gemeindeordnung NRW niederschlug. 
 
„Neben den Entschädigungen, die den Ratsmitgliedern nach § 45 zustehen, erhalten […] 
(Punkt 2) Vorsitzende von Ausschüssen des Rates mit Ausnahme des Wahlprüfungsaus-
schusses […] eine vom für Inneres zuständigen Ministerium durch Rechtsverordnung [Ent-
schVO] festzusetzende angemessene Aufwandsentschädigung. 
Die Aufwandsentschädigung wird als monatliche Pauschale gezahlt.“ 
 
Ich denke, der Wille des Gesetzgebers kommt bei all den zitierten Textpassagen wohl 
deutlich zum Ausdruck... 
 
https://gruene-fraktion-nrw.de/fileadmin/user_upload/ltf/Drucksachen/Gesetzentwuerfe/16._WP/16-12363_
kommunale_Selbstverwaltung.pdf
 
--------------------------------------------------

Nun beruft sich die Verwaltung bei ihren „Alternativen“ auf Absatz 2 des besagten §46, 
aus dem vorgeht, dass: „Der Rat in der Hauptsatzung beschließen [kann], dass weitere 
ODER sämtliche Ausschüsse von der Regelung in Absatz 1 ausgenommen werden.“ 
 
Leider macht die Verwaltung hier keinerlei Anwendung des ODERs und möchte die Reg-
lung konsequent direkt für alle Ausschüsse – ungeachtet deren tatsächlich jeweilig nötigen 
Aufwand – beschließen lassen. 



Ich möchte dazu aus einem Brief des Ministerium für Inneres und Kommunales NRW 
zitieren. 
(Das Innenministerium hatte die Zuständigkeit, bevor diese in das „Heimatministerium“ für 
Bauen, Kommunales und Gleichstellung unter Staatssekretär Dr. Jan Heinisch wanderte) 
 
Das Innenministerium NRW schrieb im Februar 2017 an den Städtetag sowie dem Land-
kreistag und dem Städte- und Gemeindebund – ich zitiere: 
 
„Vor dem Hintergrund verschiedener Anfragen zur Anwendung und Auslegung des § 46 
GO NRW folgende Hinweise: 
 
Nach Wortlaut, Genese und Zweckrichtung des § 46 GO NRW [...] ist die Frage, welche 
Ausschüsse von der Gewährung einer Aufwandsentschädigung an den jeweiligen Vor-
sitzenden ausgenommen werden können, nicht in das unbegrenzte freie Ermessen des 
Rates [...] gestellt. 

Nach dem Abschlussbericht der Ehrenamtskommission wurde die Neueinführung einer 
einfachen Aufwandsentschädigung für die Ausschussvorsitzenden als ein wichtiger Bau-
stein zur Stärkung des kommunalen Ehrenamts gefordert.  
Eine entsprechende Forderung enthält auch der auf Antrag aller Fraktionen mit Ausnah-
me der Piraten gefasste Landtagsbeschluss vom 01.10.2015. 

Im darauffolgenden Gesetzgebungsverfahren wurde es zunächst als sinnvoll angesehen, 
den Wahlprüfungsausschuss als entschädigungspflichtigen Ausschuss auszunehmen, da 
dieser nur ein- oder zweimal in der Wahlperiode tagt.  
Da die Kommunen im Übrigen - mit Ausnahme der Pflichtausschüsse - frei darin sind ob 
und welche Ausschüsse sie bilden, kann nicht generell bestimmt werden, ob und welche 
anderen Ausschüsse eine ähnlich geringe Tagungshäufigkeit aufweisen. Den Kommunen 
wurde deshalb die Möglichkeit eingeräumt, selbst über den Ausschluss weiterer Aus-
schüsse zu entscheiden. 

Die gesetzliche Formulierung spiegelt dieses Regel- Ausnahmeverhältnis wider:  
Grundsätzlich sind alle Ausschüsse in die Gewährung der Aufwandsentschädigung einzu-
beziehen. 

Es besteht eine gesetzliche Ausnahme zulasten des Wahlprüfungsausschusses. 
Weitere Ausnahmen sind zulässig, soweit - ähnlich dem Wahlprüfungsausschuss - eine 
geringe Tagungshäufigkeit anzunehmen ist.“ 
 
Und jetzt mein Lieblingssatz:

„Eine Umkehrung dieses Regel - Ausnahmeverhältnisses, insbesondere dergestalt, in der 
Hauptsatzung pauschal alle Ausschüsse von der Gewährung der Aufwandsentschädigung 
auszunehmen, dürfte jedenfalls im Regelfall nicht zulässig sein.“

Ich gebe den Link zu dem Dokument gerne für die Niederschrift zu Protokoll. 
 
http://www.fwi-cas.de/Klartext/Dokumente/Gesetz_Staerkung_kommunale_Selbstverwaltung.pdf
 
--------------------------------------------------



Nun kam im Vorfeld aus verschiedenen Ecken das Argument, die Ausschussvorsitzenden 
hätten ja tatsächlich keinen oder zumindest kaum größeren Aufwand als die restlichen 
Ausschussmitglieder. 
Und mit der vorgeschlagenen Regelung wird die Arbeit in jedem Ausschuss ja tatsächlich 
faktisch mit der des Wahlprüfungsausschuss, welcher insgesamt nur ein oder zweimal in 
der ganzen Wahlperiode tagt, gleich gesetzt. 
 
Wir Mitglieder der Fraktion der Grünen sind noch unerfahren – oder vielleicht nur etwas 
naiv – aber in unserem Politikverständnis sollte der Aufwand der Ausschussvorsitzenden 
durchaus mehr betragen als nur jeweils die Sitzungsleitung inne zu haben. 
Ausschussvorsitzende repräsentieren den Ausschuss und dessen Themen auch in der 
Öffentlichkeit. Mit allen damit verbundenen Aufgaben.  
 
Und diese Überzeugung stützt auch ein wissenschaftliches Gutachten der Ruhr-Universität 
Bochum im Auftrag des Ministeriums für Inneres und Kommunales des Landes NRW aus 
dem Jahre 2017. 
 
Diese repräsentative Analyse des kommunalen Ehrenamtes in NRW kommt bei einem 
„einfachen Ratsmitglied“ in Städten von der Größe von Heiligenhaus auf durchschnittlich 
25,3 Stunden Zeitaufwand pro Monat.  
Fraktionsvorsitzende opfern durchschnittlich 37,4 Stunden und Ausschussvorsitzende mit 
immerhin 31,4 Stunden auch deutlich mehr als ein „normales“ Ratsmitglied. 
 
Das ist natürlich kein Vergleich zu Großstädten mit über 100.000 Einwohnern, in denen 
Ratsmitglieder weit über 40 und Fraktionsvorsitzende fast bis zu 60 Stunden investieren. 
Aber dieser Unterschied wird ja auch in der Entschädigungsverordnung des Landes ent-
sprechend berücksichtigt. 
 
Auch hier gebe ich die Quelle gerne für die Niederschrift zu Protokoll. 
 
https://lkt-nrw.de/media/4837/das-kommunale-ehrenamt-in-nordrhein-westfalen-studie-ruhr-universitaet-
bochum.pdf 
 
Auf jeden Fall ist augenfällig, dass sich in diesem wissenschaftlichen Gutachten der Mehr-
aufwand von Ausschussvorsitzenden deutlich belegt ist. 
 
Zwar mag dieser statistische Durchschnittswert je nach Ausschuss sicher variieren. Und 
sicher ist es Themen- und manchmal auch Personen-abhängig, wie viel zusätzliche Zeit in 
solch ein verantwortungsvolles Amt gesteckt wird. 
 
Aber als Kulturpolitiker kann ich nur sagen, dass auch in der Vergangenheit deutlich, 
deutlich mehr Einsatz vom Vorsitzenden in diesem Bereich abverlangt wurde! 
Von diversen Präsenz-terminen bei Kulturveranstatungen angefangen über die Einbingung 
in diverse Projekte bis hin zum Städtepartnerschaftlichen Austausch inklusive Besuche in 
den Partnerstädten. 
 
Und ich kann mir gut vorstellen, dass auch andere Ausschüsse entsprechende Anforde-
rungen stellen... 
 
--------------------------------------------------
 
 
 



Wobei ich zum Ende meines Redebeitrages noch einmal betonen möchte, dass es uns 
dabei nicht einfach profan um‘s Geld geht. 
 
Angesicht der im Vergleich zu anderen Städten sehr bescheidene Fraktionszuwendungen, 
die bei kleineren Parteien wohl kaum mehr als die Portokasse füllen, sind die gesetzlich 
vorgegebenen Pauschalen der EntschädigungsVerordnung NRW auch nichts, woran 
mensch sich bereichern könnte. 
 
Uns geht es in erster Linie um Annerkennung. 
 
Anerkennung für die Zeit und den Aufwand, die das kommunale Ehrenamt abverlangt. 
Insbesondere, wenn mensch sich mehr noch als andere in einem Ausschuss engagiert. 
 
Oder zumindest eine kleine und angemessene Aufwandsentschädigung dafür. 
 
So, wie es die Ehrenamtskommission und so wie es der Gesetzgeber zur „Stärkung der 
kommunalen Selbstverwaltung“ vorgesehen hat... 

 
Aus diesem Grund lehnt die Fraktion Bündnis90/Die Grünen die von der Verwaltung vor-
geschlagenen „Alternativen“ zu §2 der Hauptsatzung in der Form ab.

 
 
Wir sind aber offen, die in §46 Absatz 2 GO NRW möglichen „weiteren“ Ausschüsse 
neben dem Wahlprüfungsausschuss in Betracht zu ziehen – wenn uns im Einzelfall(!) dar-
gelegt werden kann, dass ein Mehraufwand tatsächlich nicht gegeben ist.

--------------------------------------------------

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.... 
 


